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Amtliche 
Bekanntmachungen

Satzungsverfahren zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes 
Nummer 264a für den Blockrand 
auf der Südseite der Würzbur-
ger Straße zwischen der Ca-
dolzburger Straße im Osten und 
der Lehmusstraße im Westen, 
Gemarkung Fürth
hier: Benachrichtigung über die 
Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) – öffentliche Auslegung
Der Bauausschuss der Stadt Fürth 
hat mit Beschluss vom 6. März 
2002 das Satzungsverfahren zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nummer 264a förmlich eingeleitet. 
Die ortsübliche Bekanntmachung 
des Einleitungsbeschlusses erfolgte 
mit Veröffentlichung in der Stadt-
ZEITUNG Fürth (Amtsblatt) am 10. 
April 2002.
Der unstrukturierte, teilweise brach 
liegende Bereich auf der Südseite 
der Würzburger Straße zwischen der 
Cadolzburger Straße im Osten und 
der Lehmusstraße im Westen, stellt 
einen städtebaulichen Missstand dar 
und soll eine Neuordnung erfahren. 
Die Stadt Fürth beabsichtigt unter 
Ausübung ihrer Planungshoheit, eine 
Bereinigung der vorliegenden städ-
tebaulichen Missstände herbeizu-
führen und den Neuordnungsprozess 
aktiv nach ihren Planungsvorstel-
lungen zu steuern. Im Vordergrund 
steht hierbei die verbindliche Vor-
gabe einer Blockrandschließung in 
geschlossener Bauweise. Im Zu-
sammenhang mit der derzeitigen 
bauplanungsrechtlichen Beurteilung 
auf der Grundlage des § 34 BauGB 
lässt sich diese Zielsetzung nicht 
gewährleisten. Zudem stehen die 
bauordnungsrechtlichen Abstands-
flächenvorschriften der Zielsetzung 
entgegen. Nur durch einen Bebau-
ungsplan kann der Aufbau von 
Blockrandstrukturen in geschlos-
sener Bauweise verbindlich (über 
Festsetzungen) vorgegeben werden. 
In das mögliche Nutzungsspektrum 
bzw. in die Gestaltungsfreiheit soll 
insofern nur soweit steuernd einge-
griffen werden, dass die genannte 

städtebauliche Zielsetzung verbind-
lich vorgegeben wird. Mit Aus-
nahme von Maßfestsetzungen zur 
Berücksichtigung des Ortsbildes ist 
eine Steuerung weiterer städtebau-
licher Aspekte (wie beispielswei-
se die Art der baulichen Nutzung) 
entbehrlich. Diesbezüglich kann 
stets auf die Umgebung als Zuläs-
sigkeitsmaßstab abgestellt werden. 
Der Bebauungsplan wird daher als 
einfacher Bebauungsplan (i.S.d. § 
30 Abs. 3 BauGB) aufgestellt.
Gegenüber der ursprünglichen 
Planungsabsicht ist der Geltungs-
bereich verkleinert worden und 
konzentriert sich nunmehr auf den 
wichtigen Stadteingangsbereich 
entlang der Würzburger Straße.
Der Bebauungsplan wird als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren gem. § 
13a BauGB aufgestellt.
Der Bau- und Werkausschuss hat 
mit dem Beschluss vom 21. Mai 
2014 den Entwurf des Bebauungs-
planes Nummer 264a nebst Begrün-
dung gebilligt und seine öffentliche 
Auslegung (gem. § 3 Abs. 2 BauGB) 
mit einem Ergänzungswunsch be-
schlossen. Die Ergänzung betrifft 

die annähernd rechtwinklige Aus-
weitung des Baufensters im Bereich 
der Kreuzung Würzburger Straße 
Ecke, Lehmusstraße. Zur Verbesse-
rung des Lärmschutzes im Blockin-
nenbereich soll an dieser Stelle eine 
Bebauung in die Lehmusstraße vor-
kragen dürfen. Die zulässige Grund-
fläche wurde dementsprechend an-
gepasst. In gleicher Sitzung wurde 
zudem der Verfahrenswechsel vom 
Normalverfahren zum beschleunig-
ten Verfahren beschlossen. 
Ort und Zeit der Auslegung
Die öffentliche Auslegung beginnt 
am 12. Juni 2014 und endet am 14. 
Juli 2014. 
Der Entwurf des Bebauungsplanes 
Nummer 264a mit der Begründung 
kann im Stadtplanungsamt im Tech-
nischen Rathaus, Hirschenstraße 2, 
zweiter Stock, Ebene 2.2, von Mon-
tag bis Donnerstag von 8 bis 15.30 
Uhr und an Freitagen von 8 bis 
12.30 Uhr eingesehen werden.
Während der Auslegungsfrist kön-
nen Anregungen vorgebracht wer-
den. Die Anregungen sind in münd-
licher Form, in schriftlicher Form 
oder zur Niederschrift vorzubrin-
gen.

Nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen können bei der Be-
schlussfassung über den Bauleit-
plan unberücksichtigt bleiben.
Ein späterer Antrag gem. § 47 
VwGO (Normenkontrollverfahren) 
ist unzulässig, soweit mit ihm Ein-
wendungen geltend gemacht wer-
den, die im Rahmen der Auslegung 
nicht oder verspätet geltend ge-
macht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können.
Auf Wunsch werden durch das 
Stadtplanungsamt auch Auskünfte 
erteilt. Gesonderte Termine können 
beim Sachgebietsleiter unter Tele-
fon 974-33 14 vereinbart werden.
Fürth, 21. Mai 2014, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Ortsübliche Bekanntmachung 
der frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 
1 Baugesetzbuch (BauGB) für 
das Verfahren zur Änderung des 
wirksamen Flächennutzungs-
planes mit integriertem Land-
schaftsplan zur Herausnahme 
der „Trassenführung in Prü-
fung“ für den Bereich zwischen 
Breiter Steig in Burgfarrnbach 
und dem Anschluss an die 
Südwesttangente (sogenannte 
Westumgehung Burgfarrnbach); 
FNP-Änderungsnummer 2013.12
hier: Frühzeitige öffentliche Un-
terrichtung über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke des oben ge-
nannten Bauleitplanverfahrens
Der Stadtrat hat mit Beschluss vom 
24. Juli 2013 das Verfahren zur Än-
derung des wirksamen Flächennut-
zungsplanes (FNP) mit integriertem 
Landschaftsplan im oben genannten 
Bereich förmlich eingeleitet. 
Mit dem Vorentwurf zur Änderung 
Nummer 2013.12 des Flächennut-
zungsplanes mit integriertem Land-
schaftsplan soll nun die frühzeiti-
ge Beteiligung der Öffentlichkeit 
durchgeführt werden. Des Weiteren 
kann auch der Vorentwurf einer Be-
gründung mit integriertem Umwelt-
bericht eingesehen werden.
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Fürth, 07.08.2013
Stadtplanungsamt

- M o s t -
Dipl. Ing., Amtsleiter

Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes  mit
integriertem Landschaftsplan zur Herausnahme der
"Trassenführung in Prüfung" für den Bereich zwischen
Breiten Steig in Burgfarrnbach und dem Anschluss an
die Südwesttangente (sogenannte Westumgehung
Burgfarnbach)
FNP-Ä. 2013.12

Herausnahme der "Trassenführung in Prüfung"

Ort und Zeit der 
Möglichkeit der 
Einsichtnahme:
Die frühzeitige Be-
teiligung der Öffent-
lichkeit (Unterrich-
tung) beginnt am 6. 
Juni 2014 und endet 
am 8. Juli 2014 um 
15.30 Uhr mit einer 
abschließenden Erör-
terung im Sitzungs-
saal des Baureferates 
im Technischen Rat-
haus, Hirschenstraße 
2, im ersten Stock 
des Rückgebäudes. 
Der Vorentwurf zur 
Änderung des Flä-
chennu tzungsp la -
nes einschließlich 
Vorentwurf der Be-
gründung mit inte-
griertem Umwelt-
bericht können im 
Stad tp lanungsamt 
im Technischen Rat-
haus, Hirschenstraße 
2, im zweiten Stock 
(Ebene 2.2), Montag 
bis Donnerstag von 
7.30 bis 15.30 Uhr 
und Freitag von 
7.30 bis 12.30 Uhr, 
eingesehen werden.
In dieser Zeit wird 
Gelegenheit zur Äu-
ßerung und Erörte-
rung gegeben. Auf 
Wunsch werden 
durch das Stadtpla-
nungsamt auch Aus-
künfte erteilt. Geson-
derte Termine können 
beim Abteilungsleiter 
unter Telefon 974-
33 25 vereinbart wer-
den.
Fürth, 23. Mai 2014, 
STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung,  
Oberbürgermeister 

1. Das Wählerverzeichnis für das 
Volksbegehren „Ja zur Wahlfreiheit 
zwischen G 9 und G 8 in Bayern“ 
(Eintragungsfrist vom 3. bis 16. Juli 
2014) der Stadt Fürth wird am Frei-
tag, 13. Juni 2014, von 7.30 bis 12 
Uhr, Montag, 16. Juni 2014, von 8 

bis 18 Uhr, und Dienstag, 17. Juni 
2014, von 8 bis 12 Uhr im Bür-
geramt, Schwabacher Straße 170, 
90763 Fürth, erster Stock, Zimmer 
121 (barrierefrei) für Stimmberech-
tigte zur Einsicht bereit gehalten. 
Stimmberechtigte können die Rich-

tigkeit oder Vollständigkeit der zu 
ihrer Person im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. 
Die Richtigkeit oder Vollständig-
keit der Daten von anderen im 
Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen können überprüft werden, 

BEKANNTMACHUNG
über das Recht auf Einsicht in 
das Wählerverzeichnis und die 
Erteilung von Eintragungsschei-
nen für das Volksbegehren „Ja 
zur Wahlfreiheit zwischen G 9 
und G 8 in Bayern“
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wenn Tatsachen glaubhaft gemacht 
werden, aus denen sich eine Un-
richtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses ergeben 
kann. Das Recht zur Überprüfung 
besteht nicht hinsichtlich der Daten 
von Stimmberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssper-
re nach dem Meldegesetz eingetra-
gen ist.
2. Das Wählerverzeichnis wird im au-
tomatisierten Verfahren geführt; die 
Einsicht ist durch ein Datensichtgerät 
möglich.
3. Zur Eintragung ist nur zugelas-
sen, wer
a) in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen ist oder
b) einen Eintragungsschein hat
und stimmberechtigt ist.
Wer das Wählerverzeichnis für un-
richtig oder unvollständig hält, kann 
von Freitag, 13., bis spätestens 
Dienstag, 17. Juni 2014, schriftlich 
Einspruch einlegen.
Am Freitag, 13., Montag, 16., und 
Dienstag, 17. Juni 2014, kann der 
Einspruch auch durch Erklärung 
zur Niederschrift im Bürgeramt, 
Schwabacher Straße 170, 90763 
Fürth, erster Stock, Zimmer 121, ein-
gelegt werden.
4. Wer einen Eintragungsschein hat, 
kann sich in die Eintragungsliste ei-
nes beliebigen Eintragungsraums in 
Bayern eintragen.
Darüber hinaus können Stimmbe-
rechtigte, die während der gesamten 
Eintragungszeit wegen Krankheit 
oder körperlicher Behinderung nicht 
oder nur unter unzumutbaren Schwie-
rigkeiten in der Lage sind, einen Ein-
tragungsraum aufzusuchen, gem. 
Art. 69 Abs. 3 Satz 3 Landeswahl-
gesetz auf dem Eintragungsschein 
eine Hilfsperson mit der Eintragung 
beauftragen. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen ist auf dem Eintra-
gungsschein eidesstattlich zu versi-
chern.
Briefliche Eintragung ist nicht 
möglich.
5. Einen Eintragungsschein erhält 
auf Antrag, wer
5.1 in das Wählerverzeichnis einge-
tragen und stimmberechtigt ist,
5.2 nicht in das Wählerverzeichnis 
eingetragen, aber stimmberechtigt 
ist und
a) nachweist, dass er ohne Verschul-
den die Antragsfrist auf Aufnahme 
in das Wählerverzeichnis nach § 76 
Abs. 1 i. V. m. § 15 Abs. 1 Landes-
wahlordnung (bis zum 12. Juni 2014) 
oder die Einspruchsfrist gegen das 

Wählerverzeichnis nach § 76 Abs. 
1 i. V. m. § 19 Abs. 1 Landeswahl-
ordnung (bis zum 17. Juni 2014) ver-
säumt hat,
b) dessen Stimmrecht erst nach Ab-
lauf der Fristen nach § 76 Abs. 1 i. 
V. m. § 15 Abs. 1 oder § 19 Abs. 1 
Landeswahlordnung entstanden ist,
c) dessen Stimmrecht im Einspruchs-
verfahren festgestellt worden ist und 
die Stadt von der Feststellung erst 
nach Abschluss des Wählerverzeich-
nisses erfahren hat.
6. Der Eintragungsschein kann bis 
zum 16. Juli 2014, 16 Uhr, im Bür-
geramt, Schwabacher Straße 170, 
90763 Fürth, erster Stock, Zimmer 
124, schriftlich (auch per Telefax, E 
Mail) oder mündlich (nicht aber te-
lefonisch) beantragt werden.
Behinderte Stimmberechtigte können 
sich bei der Antragstellung der Hilfe 
einer anderen Person bedienen.
Wer den Antrag für einen ande-
ren stellt, muss durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachwei-
sen, dass er dazu berechtigt ist.
7. Der Eintragungsschein wird über-
sandt oder amtlich überbracht. Ver-
sichert eine stimmberechtigte Person 
glaubhaft, dass ihr der beantragte 
Eintragungsschein nicht zugegangen 
ist, kann ihr bis zum 16. Juli 2014, 
16 Uhr, ein neuer Eintragungsschein 
erteilt werden.
8. Der Eintragungsschein kann auch 
durch die stimmberechtigte Person 
persönlich abgeholt werden. An 
andere Personen kann der Ein-
tragungsschein nur ausgehändigt 
werden, wenn die Berechtigung zur 
Empfangnahme durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht und einen 
amtlichen Ausweis nachgewiesen 
wird und die bevollmächtigte Person 
nicht mehr als vier Stimmberechtig-
te vertritt, dies hat sie der Stadt vor 
dem Empfang der Unterlagen schrift-
lich zu versichern.
9. Stimmberechtigte, die eine Hilfs-
person mit der Eintragung beauftra-
gen wollen (Art. 69 Abs. 3 Satz 3 
Landeswahlgesetz, siehe oben Nr. 4), 
erhalten mit dem Eintragungsschein 
den Text des Volksbegehrens.
Fürth, 3. Juni 2014, STADT FÜRTH
Christoph Maier, Berufsm. Stadtrat

Einziehung und Teileinziehung 
von öffentlichen Verkehrsflächen
Im Vollzug des Bayerischen Stra-
ßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Oktober 1981 (GVBl. S. 448, 

berichtigt 1982 S. 149; BayRS 91-1-
I) wird bekannt gegeben:
Mit Beschluss des Bauausschusses 
der Stadt Fürth vom 21. Mai 2014 
werden mit Wirkung vom Tage nach 
der Bekanntmachung in der Stadt-
ZEITUNG der Stadt Fürth Teilflä-
chen der als Ortstraße gewidmeten 
Grundstücke Flur-Nummern 179, 
180/5 und 180/6 Gemarkung Ronhof 
(Alte Reutstraße) gemäß Art. 8 Abs. 
1 Satz 1 BayStrWG eingezogen.
Mit Beschluss des Bauausschusses 
der Stadt Fürth vom 21. Mai 2014 
erfolgt mit Wirkung vom Tage nach 
der Bekanntmachung in der Stadt-
ZEITUNG der Stadt Fürth folgende 
Teileinziehung nach Art. 8 Abs. 1 
Satz 2 BayStrWG: 
Das als Eigentümerweg gewidme-
te Grundstück Flur-Nummer 800/3 
Gem. Fürth wird auf den Benutzungs-
zweck „Verkehr zu den Anwesen 
Tafelackerstraße 11, 13, 15 und 17“ 
beschränkt.
Die Lagepläne und die Verfügungen 
zu den Verfahren können im Tiefbau-
amt, Hirschenstraße 2, Zimmer 310, 
Montag bis Freitag von 8.30 bis 12 
Uhr, eingesehen werden.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügungen kann in-
nerhalb eines Monats nach ihrer 
Bekanntgabe Klage bei dem Baye-
rischen Verwaltungsgericht in Ans-
bach, Postfachanschrift: Postfach 6 
16, 91511 Ansbach, Hausanschrift: 
Promenade 24, 91522 Ansbach, 
schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts erhoben werden. Die 
Klage muss den Kläger, die Beklagte 
(Stadt Fürth) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen ange-
geben, die angefochtene Verfügung 
soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und al-
len Schriftsätzen sollen Abschriften 
für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung:
Durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung vom 22. 
Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde 
das Widerspruchsverfahren im Be-
reich des Bayerischen Straßen- und 
Wegerechtes abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diese Ver-
fügungen Widerspruch einzulegen. 
Die Klageerhebung in elektronischer 

Form (zum Beispiel durch E-Mail) ist 
unzulässig.
Fürth, 26. Mai 2014, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Beabsichtigte Teileinziehung ei-
ner öffentlichen Verkehrsfläche 
durch Widmungsbeschränkung 
Aufgrund des Art. 8 Abs. 2 Bayeri-
schen Straßen- und Wegegesetzes 
(BayStrWG) wird bekannt gegeben:
Es ist beabsichtigt, die als Eigentü-
merweg gewidmete Teilfläche des 
Grundstückes Flur-Nummer 583 
Gemarkung Dambach auf den Be-
nutzungszweck „Verkehr zu den An-
wesen Eichenstraße 31 bis 37 a“ zu 
beschränken.
Durch die nachträgliche Widmungs-
beschränkung (Art. 8 Abs. 1 Satz 2 
BayStrWG) erfolgt die Klarstellung, 
welche Anwesen über die gewidme-
te Teilfläche des Grundstück Flur-
Nummer 583 Gemarkung Dambach 
erschlossen sind. 
Der Lageplan und die Verfügung zu 
dem Verfahren können im Tiefbau-
amt, Hirschenstraße 2, Zimmer 310, 
Montag bis Freitag von 8.30 bis 12 
Uhr, eingesehen werden.
Fürth, 26. Mai 2014, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche  
Ausschreibung

Öffentliche Ausschreibung
Öffentlicher Auftraggeber (Verga-
bestelle): Stadt Fürth, Submissions-
stelle, Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 
Telefon 974-31 06, Fax 974-31 08, 
E-Mail submission@fuerth.de, www.
fuerth.de.
Den Volltext der Bekanntmachung 
finden Sie ausschließlich im Internet 
auf der Seite www.fuerth.de unter 
Fürther Rathaus/Ausschreibungen.
Ausführung von Bauleistungen
Vergabeverfahren: Öffentliche 
Ausschreibung nach VOB. 
Maßnahme: Ausbau der FüS 2 Bern-
bacher Straße, Fürth.
Art der Leistung: Straßenbauarbei-
ten.
Ort der Ausführung: Fürth-Burg-
farrnbach.
Voraussichtliche Ausführungszeit: 
Baubeginn: 4. August 2014, Bauen-
de: 17. Juli 2015.
Angebotseröffnung: 8. Juli 2014, 11 
Uhr.�


